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Zusammenstellung 

des 


Entwurfs eines Gesetzes 

Über die Erhebung der Vermögensteuer im Verhältnis 
zwischen dem Bundesgebiet und Berlin (West) 
für die Kalenderjahre 1949 bis 1951 

- Nr. 3654 der Drucksachen - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 

(11. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Erhebung der Vermögensteuer 
imVerhältnis zwischen dem Bundes- 
gebiet und Berlin (West) für die 
Kalenderjahre 1949 bis 1951 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Aufteilung der Vermögensteuer 
zwischen Berlin (West) und dem übrigen 
Geltungsbereich dieses Gesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 


§1 


Besteuerung unbeschränkt Steuerpflich- 
tiger mit Vermögen im Bundes- 
gebiet und in Berlin (West) 


Besteuerung unbeschränkt Steuerpflichtiger 
mit Vermögen in Berlin (West) und im 
übrigen Geltungsbereich dieses Gesetzes 


(1) Unbeschränkt Steuerpflichtige mit Ver- 
mögen im Bundesgebiet und in Berlin 
(West) werden im Gebiet des Wohnsitzes (ge- 
wöhnlichen Aufenthalts) oder der Geschäfts- 
leitung (des Sitzes) mit dem im anderen Ge- 
biet liegenden Vermögen der in § 77 Abs. 2 
Ziff. 1 bis 3 des Bewertungsgesetzes genann- 
ten Art nicht zur Vermögensteuer herangezo- 
gen. Als anderes Gebiet im Sinn dieses Geset- 
zes gilt 


(1) Unbeschränkt Steuerpflichtige mit Ver- 
mögen in Berlin (West) und im übrigen 
Geltungsbereich dieses Gesetzes werden im 
Gebiet des Wohnsitzes (gewöhnlichen Auf- 
enthalts) oder der Geschäftsleitung (des 
Sitzes) mit dem im anderen Gebiet liegen- 
den Vermögen der in § 77 Abs. 2 Ziff. 1 
bis 3 des Bewertungsgesetzes genannten Art 
nicht zur Vermögensteuer herangezogen. Als 
anderes Gebiet im Sinn dieses Gesetzes gilt 


1. bei Steuerpflichtigen mit Wohnsitz (ge- 
wöhnlichem Aufenthalt) oder Geschäfts- 
leitung (Sitz) im Bundesgebiet: 

das Gebiet von Berlin (West), 


1. bei Steuerpfliditigen mit Wohnsitz (ge- 
wöhnlichem Aufenthalt) oder Geschäfts- 
leitung (Sitz) in Berlin (West): 

der übrige Geltungsbereich dieses Gesetzes, 
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Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


2. bei Steuerpflichtigen mit Wohnsitz (ge- 
wöhnlldiem Aufenthalt) oder Geschäftslei- 
tung (Sitz) In Berlin (West): 

das Bundesgebiet 


(2) Bei gewerblichen Betrieben, die Betrieb- 
stätten im Bundesgebiet und in Berlin 
(West) haben, gilt als im anderen Gebiet He- 
gend der Teil des Betriebsvermögens, der sich 
nach § 4 ergibt. 

(3) Schulden und Lasten, die In wirtschaft- 
lichem Zusammenhang mit dem im anderen 
Gebiet liegenden Vermögen stehen, sind bei 
der Veranlagung im Gebiet des Wohnsitzes 
(gewöhnlichen Aufenthalts) oder der Ge- 
schäftsleitung (des Sitzes) nicht abzuziehen. 


f A\ Auf ^ rr C ..«J T 

im Sinn des Absatzes 3, die sich bei einer im 
anderen Gebiet vorzunehmenden Sonder- 


besteuerung (§ 2) nicht auswirken, bei der 
Besteuerung durch das Wohnsitz- (Geschäfts- 
leltungs-) Finanzamt zu berücksichtigen. Das 
gleiche gilt für ein Minusvermögen, das sich 
bei der Feststellung des Einheitswertes eines 
gewerblichen Betriebs ergeben hat. 


S 2 

Sonderbesteuerung 

(1) Unbeschränkt Steuerpflichtige werden 
mit dem nach § 1 im Gebiet des Wohnsitzes 
(gewöhnlichen Aufenthalts) oder der Ge- 
schäftsleitung (des Sitzes) nicht heranzuziehen- 
den Vermögen im anderen Gebiet gesondert 
zur Vermögensteuer herangezogen (Sonder- 
besteuerung). 

(2) Schulden und Lasten sind abzuziehen, 
soweit sie mit dem der Sonderbesteuerung un- 
terliegenden Vermögen in wirtschaftlichem 
Zusammenhang stehen, 

(3) Auf Antrag sind Schulden und Lasten, 
die sich bei der Heranziehung durch das 
Wohnsitz- (Geschäftsleitungs-) Finanzamt 
nicht äuswirken, bei der Sonderbesteuerung zu 
berücksichtigen. Das gleiche gilt für ein Mi- 
nusvermögen, das sich bei der Feststellung des 
Einheitswertes eines gewerblichen Betriebs er- 
geben hat. 

(4) Die Sonderbesteuerung ist von dem Fi- 
nanzamt vorzunehmen, in dessen Bezirk der 
wertvollste Teil des nach Absatz 1 gesondert 
zur Vermögensteuer heranzuziehenden Ver- 
mögens liegt. 


2. bei Steuerpflichtigen mit Wohnsitz (ge- 
wöhnlichem Aufenthalt) oder Geschäfts- 
leitung (Sitz) im übrigen Geltungsbereich 
dieses Gesetzes: 

das Gebiet von Berlin (West). 

(2) Bei gewerblichen Betrieben, die Betrieb- 
stätten in Berlin (West) und Im übrigen Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes haben, gilt als 
im anderen Gebiet liegend der Teil des Be- 
triebsvermögens, der sich nach § 4 ergibt. 

(3) unverändert 


J V«^AJL T MAJ.VAV'JL V 


§ 2 


unverändert 


3 



Entwurf 
§ 3 

Doppelter Wohnsitz, 

Sitz in Berlin (West) 

(1) Bei Steuerpflichtigen, die sowohl einen 
Wohnsitz im Bundesgebiet als auch in 
Berlin (West) haben, gilt als Ort des Wohn- 
sitzes im Sinn dieses Gesetzes der Ort, an dem 
sich der Steuerpflichtige vorwiegend aufhält. 

(2) Als Sitz In Berlin (West) im Sinn dieses 
Gesetzes gilt ein Sitz in Berlin. Ein Unterneh- 
men, das zwar seinen Sitz In Berlin, aber seine 
Geschäftsleitung im Inland außerhalb des 
Bundesgebietes und außerhalb von 
Berlin (West) hat, gilt jedoch nicht als Unter- 
nehmen mit Sitz in Berlin (West) im Sinn 
dieses Gesetzes. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§ 3 

Doppelter W ohnsitz, 

Sitz in Berlin (West) 

(1) Bei Steuerpflichtigen, die sowohl einen 
Wohnsitz In Berlin (West) als auch im übri- 
gen Geltungsbereich dieses Gesetzes haben, 
gilt als Ort des Wohnsitzes im Sinn dieses 
Gesetzes der Ort, an dem sidi der Steuer- 
pflichtige vorwiegend aufhält. 

(2) Als Sitz in Berlin (West) im Sinn dieses 
Gesetzes gilt ein Sitz In Berlin. Ein Unter- 
nehmen, das zwar seinen Sitz in Berlin, aber 
seine Geschäftsleitung im Inland außerhalb 
von Berlin (West) und außerhalb des übrigen 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes hat, gilt je- 
doch nicht als Unternehmen mit Sitz in Ber- 
lin (West) Im Sinn dieses Gesetzes. 


§ 4 


Aufteilung des Betriebsvermögens 

(1) Bei gewerblichen Betrieben, die Betrieb- 
stätten im Bundesgebiet und in Berlin 
(West) haben, ist das Betriebsvermögen In 
dem Verhältnis auf das Bundesgebiet 
und auf Berlin (West) aufzuteilen, in dem der 
Wert der Im Bundesgebiet liegenden 
Betriebsgrundstücke, Betriebsvorrichtungen, 
Maschinen und sonstigen abnutzbaren körper- 
lichen Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens 
zu dem Wert der in Berlin (West) lie- 
genden Wirtschaftsgüter dieser Art steht. 


(2) Eine Aufteilung wird nicht vorgenom- 
men, wenn der Teil des Einheitswertes, der 
auf ein Gebiet entfallen würde, nicht mehr als 
5000 Deutsche Mark beträgt. In diesen Fällen 
wird der Steuerpflichtige mit dem ganzen Be- 
triebsvermögen in dem Gebiet zur Vermögen- 
steuer herangezogen. In dem der wertvollste 
Teil liegt. 

(3) Über die Aufteilung nach Absatz 1 ent- 
scheidet das Betriebsfinanzamt zugleich mit 
der Feststellung des Einheitswertes des ge- 
werblichen Betriebs. Die Vorschriften der 
§§ 215 bis 219 der Reichsabgabenordnung gel- 
ten sinngemäß. 


S 4 


Aufteilung des Betriebsvermögens 

(1) Bei gewerblichen Betrieben, die Be- 
triebstätten in Berlin (West) und im übrigen 
Geltungsbereich dieses Gesetzes haben. Ist das 
Betriebsvermögen in dem Verhältnis auf 
Berlin (West) und auf den übrigen Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes aufzuteilen, in dem 
der Wert der in Berlin (West) liegenden Be- 
triebsgrundstücke, Betriebsvorrichtungen, 
Maschinen und sonstigen abnutzbaren kör- 
perlichen Wirtschaftsgüter des Anlagever- 
mögens zu dem Wert der im übrigen Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes liegenden Wirt- 
schaftsgüter dieser Art steht. * . 


(2) unverändert 


(3) unverändert 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§ 5 

Mindestbesteuerung, Besteuerungsgrenze 

Bei unbeschränkt steuerpflichtigen Kapital- 
gesellschaften, bei denen nach § 6 Abs. 1 des 
Vermögensteuergesetzes das Mindestvermögen 
der Besteuerung zugrunde gelegt wird, sowie 
bei den übrigen unbeschränkt steuerpflichtigen 
Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen, deren Gesamtvermögen 
10 000 Deutsche Mark nicht übersteigt, gilt 
das Vermögen als nur in dem Gebiet liegend, 
in dem sich die Geschäftsleitung (Sitz) be- 
findet. 


§6 

Freibeträge 

Freibeträge sind bei der Besteuerung durdi 
das Wohnsitzfinanzamt zu berücksichtigen. 
Soweit sich dabei Freibeträge nicht voll aus- 
wirken, sind sic auf Antrag im Rahmen der 
Sonderbesteuerung zu berücksichtigen. 


§ 7 


Feststellung der Einheitswerte der ge- 
werblichen Betriebe auf den 1. Januar 1950 


(1) Der Einheitswert von gewerblichen Be- 
trieben, die am 1. Januar 1950 Betriebstätten 
im Bundesgebiet und in Berlin (West) 
hatten, ist auf diesen Stichtag ohne Rücksicht 
auf die für eine Wertfortschreibung maß- 
gebenden Wertgrenzen fortzuschreiben und 
unter Beachtung der Vorschriften der §§ 4 
und 5 aufzuteilen. 


(2) Die §§ 4 und 5 sind auch bei Nach- 
feststellungen zu beachten. 


§ 8 

Heranziehung zur Vermögensteuer 
ab 1. Januar 1950 

(1) Unbeschränkt Steuerpflichtige sind nach 
dem Vermögen, das sich für den Beginn des 
1. Januar 1950 ergibt, unter Beachtung der 
Vorschriften der §§ 1 bis 6 ohne Rücksicht 
auf die für eine Neuveranlagung maßgeben- 
den Wertgrenzen zur Vermögensteuer heran- 
zuziehen, wenn ihnen auf den 1. Januar 1950 
oder für die Vermögensteuer 1949 Vermögen 
im Bundesgebiet und ln Berlin (West) 
zuzurechnen war. 


§ 5 


unverändert 


§ 6 


unverändert 


§ 7 

Feststellung der Einheitswerte der gewerb- 
lichen Betriebe auf den 1. Januar 1950 

(1) Der Einheitswert von gewerblichen 
Betrieben, die am 1. Januar 1950 Betrieb- 
stätten in Berlin (West) und im übrigen Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes hatten, ist auf 
diesen Stichtag ohne Rüchsicht auf die für 
eine Wertfortschreibung maßgebenden Wert- 
grenzen fortzuschreiben und unter Beachtung 
der Vorschriften der §§ 4 und 5 aufzuteilen. 

(2) unverändert 


§ 8 

Heranziehung zur Vermögensteuer 
ab 1. Januar 1950 

(1) Unbeschränkt Steuerpflichtige sind 
nach dem Vermögen, das sich für den Beginn 
des 1, Januar 1950 ergibt, unter Beachtung 
der Vorschriften der §§ 1 bis 6 ohne Rück- 
sicht auf die für eine Neuveranlagung maß- 
gebenden Wertgrenzen zur Vermögensteuer 
heranzuziehen, wenn ihnen auf den 1. Ja- 
nuar 1950 oder für die Vermögensteuer 1949 
Vermögen ln Berlin (West) und im übrigen 
Geltungsbereich dieses Gesetzes zuzurechnen 
war. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


(2) Die §§ 1 bis 6 sind auch bei Nachveran- 
lagungen auf den 1. Januar 1950 zu beachten. 


(2) unverändert 


§ 9 


Feststellung der Einheitswerte der ge- 
werblichen Betriebe auf den 1. Januar 1951 


(1) Wird bei einem gewerblichen Betrieb, 
der am 1, Januar 1951 Betriebstätten im 
Bundesgebiet und in Berlin (West) 
hatte, auf diesen Stichtag eine Wertfortschrei- 
bung oder eine Nachfeststellung des Einheits- 
wertes vorgenommen, so sind bei der Auftei- 
lung die Vorschriften der §§ 4 und 5 anzu- 
wenden. 


(2) Hat sich bei einem gewerblichen Be- 
trieb, der am 1. Januar 1951 Betriebstätten im 
Bundesgebiet und in Berlin (West) 
hatte, bis zu diesem Stichtag der Bestand an 
Betriebsgrundstücken im Bundesgebiet 
oder in Berlin (West) geändert, so sind eine 
Wertfortschreibung und eine Aufteilung auch 
dann vorzunehmen, wenn die maßgebenden 
Wertgrenzen für eine Wertfortschreibung 
nicht überschritten sind. Bei der Aufteilung 
sind die Vorschriften der §§ 4 und 5 zu be- 
achten. 


(3) Hat ein gewerblicher Betrieb, auf den 
die Vorschriften des § 7 Anwendung gefun- 
den haben, am 1. Januar 1951 Vermögen nur 
noch im Bundesgebiet oder nur noch in 
Berlin (West), so ist die auf den 1. Januar 1950 
nach § 4 vorgenommene Aufteilung mit Wir- 
kung für den 1. Januar 1951 auch dann auf- 
zuheben, wenn die Voraussetzungen für eine 
Wertfortschreibung (Absätze 1 und 2) nicht 
gegeben sind. 


§ 9 


Feststellung der Einheitswerte der gewerb- 
lichen Betriebe auf den 1. Januar 1951 


(1) Wird bei einem gewerblichen Betrieb, 
der am 1. Januar 1951 Betriebstätten in 
Berlin (West) und im übrigen Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes hatte, auf diesen 
Stichtag eine Wertfortschreibung oder eine 
Nachfeststellung des Einheitswertes vorge- 
nommen, so sind bei der Aufteilung die Vor- 
schriften der §§ 4 und 5 anzuwenden. 


(2) Hat sich bei einem gewerblichen Be- 
trieb, der am 1. Januar 1951 Betriebstätten 
in Berlin (West) und im übrigen Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes hatte, bis zu diesem 
Stichtag der Bestand an Betriebsgrundstücken 
in Berlin (West) oder im übrigen Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes geändert, so sind eine 
Wertfortschreibung und eine Aufteilung 
auch dann vorzunehmen, wenn die maß- 
gebenden Wertgrenzen für eine Wertfort- 
schreibung nicht überschritten sind. Bei der 
Aufteilung sind die Vorschriften der §§ 4 
und 5 zu beachten. 


(3) Hat ein gewerblicher Betrieb, auf den 
die Vorschriften des § 7 Anwendung ge- 
funden haben, am 1. Januar 1951 Vermögen 
nur noch in Berlin (West) oder nur noch im 
übrigen Geltungsbereich dieses Gesetzes, so 
ist die auf den 1. Januar 1950 nach § 4 vor- 
genommene Aufteilung mit Wirkung für 
den 1. Januar 1951 auch dann aufzuheben, 
wenn die Voraussetzungen für eine Wert- 
fortschreibung (Absätze 1 und 2) nicht ge- 
geben sind. 


S 10 

Heranziehung zur Vermögensteuer 
ab 1. Januar 1951 

Unbeschränkt Steuerpflichtige mit Vermö- 
gen im Bundesgebiet und in Berlin 
(West) sind nach dem Vermögen, das sich für 
den Beginn des 1. Januar 1951 ergibt, unter 
Beachtung der Vorschriften der §§ 1 bis 6 zur 
Vermögensteuer heranzuziehen 

l.bei Wohnsitz (gewöhnlichem Aufenthalt) 
oder Geschäftsleitung (Sitz) in Berlin (West) 


§ 10 

Heranziehung zur Vermögensteuer 
ab 1. Januar 1951 

Unbeschränkt Steuerpflichtige mit Vermö- 
gen in Berlin (West) und im übrigen Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes sind nach dem Ver- 
mögen, das sich für den Beginn des 1. Januar 
1951 ergibt, unter Beachtung der Vorschrif- 
ten der §§ 1 bis 6 zur Vermögensteuer heran- 
ziehen 

1. bei Wohnsitz (gewöhnlichem Aufenthalt) 
oder Geschäftsleitung (Sitz) in Berlin (West) 


6 



Entwurf 

a) durch das Wohnsitz- (Geschäftsleitungs-) 
Finanzamt in Berlin (West) in jedem 
Falle, 

b) durch das für eine Sonderbesteuerung 
zuständige Finanzamt im Bundesge- 
biet ohne Rücksicht auf die für eine 
Neuveranlagung maßgebenden Wertgren- 
zen, wenn der Wert des der Sonderbe- 
steuerung unterliegenden Vermögens von 
dem Wert des Vermögens, das sich für 
den Beginn des 1. Januar 1950 ergibt, 
abweicht oder wenn eine Nachveranla- 
gung vorzunehmen ist; 

2. bei Wohnsitz (gewöhnlichem Aufenthalt) 
oder Geschäftsleitung (Sitz) im Bundes- 
gebiet 

a) durch das Wohnsitz- (Geschäftsleitungs-) 
Finanzamt im Bundesgebiet ohne 
Rücksicht auf die für eine Neuveranla- 
gung maßgebenden Wertgrenzen, wenn 
der Wert des durch das Wohnsitz- (Gc- 
schäftsleitungs-) Finanzamt heranzuzie- 
henden Vermögens von dem Wert des 
Vermögens, das sich für den Beginn des 
1. Januar 1950 ergibt, abweicht oder 
wenn eine Nadbveranlagung vorzuneh- 
men ist, 

b) durch das für eine Sonderbesteuerung in 
Berlin (West) zuständige Finanzamt in 
jedem Falle. 

§ 11 

Sonderregelung für 1949 

(1) Bei einer im Bundesgebiet vorzu- 
nehmenden Veranlagung von unbeschränkt 
Steuerpfliditigen mit Vermögen im Bundes- 
gebiet und in Berlin (West) finden für 
1949 die Vorschriften der §§ 1 bis 6 mit fol- 
genden Abweichungen Anwendung: 

1 . Haben Wirtschaftsgüter der im § 77 Abs. 2 
Ziff. 6 des Bewertungsgesetzes genannten 
Art der Vermögensteuer 1949 in Berlin 
(West) unterlegen, so sind diese Wirtschafts- 
güter nidit zur Vermögensteuer 1949 im 
Bundesgebiet heranzuziehen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

a) durch das Wohnsitz- (Geschäftsleitungs-) 
Finanzamt in Berlin (West) in jedem 
Falle, 

b) durch das für eine Sonderbesteuerung 
zuständige Finanzamt im übrigen Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes ohne Rück- 
sicht auf die für eine Neuveranlagung 
maßgebenden Wertgrenzen, wenn der 
Wert des der Sonderbesteuerung un- 
terliegenden Vermögens von dem Wert 
des Vermögens, das sidi für den Be- 
ginn des 1. Januar 1950 ergibt, ab- 
welcht oder wenn eine Nachveranla- 
gung vorzunehmen ist; 

2. bei Wohnsitz (gewöhnlichem Aufenthalt) 
oder Geschäftsleitung (Sitz) Im übrigen 
Geltungsbereich dieses Gesetzes 

a) durch das Wohnsitz- (Geschäftsleitungs-) 
Finanzamt im übrigen Geltungsbereich 
dieses Gesetzes ohne Rücksicht auf die 
für eine Neuveranlagung maßgebenden 
Wertgrenzen, wenn der Wert des durch 
das Wohnsitz- (Gesdiäftsleitungs-) Fi- 
nanzamt heranzuzichenden Vermögens 
von dem Wert des Vermögens, das sich 
für den Beginn des 1. Januar 1950 er- 
gibt, abweicht oder wenn eine Nach- 
veranlagung vorzunehmen Ist, 

b) durch das für eine Sonderbesteuerung 
In Berlin (West) zuständige Finanzamt 
in jedem Falle. 

§ 11 

Sonderregelung für 1949 

(1) Bei einer im übrigen Geltungsbereich 
dieses Gesetzes vorzunehmenden Veranla- 
gung von unbeschränkt Steuerpflichtigen mit 
Vermögen in Berlin (West) und im übrigen 
Geltungsbereich dieses Gesetzes finden für 
1949 die Vorschriften der §§ 1 bis 6 mit fol- 
genden Abweichungen Anwendung: 

1. Haben Wirtschaftsgüter der im § 77 Abs. 2 
Ziff. 6 des Bewertungsgesetzes genannten 
Art der Vermögensteuer 1949 in Berlin 
(West) unterlegen, so sind diese Wirt- 
schaftsgüter nicht zur Vermögensteuer 
1949 im übrigen Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes heranzuziehen. 


2. § 1 Abs. 4, § 2 Abs. 3 sowie § 6 Satz 2 sind 2. § 1 Abs. 4, § 2 Abs. 3 sowie § 6 Satz 2 
nicht anzuwenden. sind nicht anzuwenden. 
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Entwurf 

(2) Durch das nach § 2 Abs. 4 zuständige 
Finanzamt in Berlin (West) können bei unbe- 
schränkt Steuerpflidbtigen mit Wohnsitz im 
Bundesgebiet auch die in Berlin (West) 
belegenen Wirtschaftsgüter der im § 77 Abs. 2 
Ziff. 6 des Bewertungsgesetzes genannten Art 
zur Vermögensteuer 1949 herangezogen wer- 
den. Mit dieser Maßgabe verbleibt es für die 
in Berlin (West) für 1949 zu zahlende Ver- 
mögensteuer bei den Vorschriften des Arti- 
kels I § 1 des Ersten Gesetzes über die Neu- 
ordnung der Vermögensbesteuerung in Berlin 
vom 29. Dezember 1950 (Verordnungsblatt 
für Berlin I 1951 S. 26). Eine Neufestsetzung 
der Vermögensteuer für 1949 lediglich im 
Hinblick auf die Vorschriften dieses Gesetzes 
findet in Berlin nicht statt. 

(3) Bei gewerblichen Betrieben, die ihre Ge- 
schäftsleitung in Berlin (West) und Betrieb- 
stätten im Bundesgebiet haben, ist der 
auf das Bundesgebiet entfallende Teil 
des Betriebsvermögens abweichend von § 4 
durch das nach § 2 Abs. 4 zuständige Finanz- 
amt festzustellen. Die Vorschriften der §§ 215 
bis 219 der Reichsabgabenordnung gelten sinn- 
gemäß. 


§ 12 


Besteuerung unbeschränkt Steuerpflichtiger 
mit Vermögen nur im anderen Gebiet 

Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten 
entsprechend auch für unbeschränkt Steuer- 
pflichtige mit Vermögen nur im anderen 
Gebiet (§ 1 Abs. 1 Satz 2). 


§ 13 

Besteuerung beschränkt Steuerpflich- 
tiger mit Vermögen im Bundes- 
gebiet und in Berlin (West) 


(1) Steuerpflichtige, die im Bundes- 
gebiet oder in Berlin (West) weder ihren 
Wohnsitz (Geschäftsleitung) noch ihren ge- 
wöhnlichen Aufenthalt (Sitz) haben, werden 
zur Vermögensteuer herangezogen 


1. mit ihrem Inlandsvermögen (§ 77 des Be- 
wertungsgesetzes) im Bundesgebiet 
durdi das nach § 73 a Abs. 5 Satz 1 und 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(2) Durch das nach § 2 Abs. 4 zuständige 
Finanzamt in Berlin (West) können bei un- 
beschränkt Steuerpflichtigen mit Wohnsitz im 
übrigen Geltungsbereich dieses Gesetzes auch 
die in Berlin(West) belegenen Wirtschaftsgü- 
ter der im § 77 Abs. 2 Ziff. 6 des Bewertungs- 
gesetzes genannten Art zur Vermögensteuer 
1949 herangezogen werden. Mit dieser Maß- 
gabe verbleibt es für die in Berlin (West) für 

1949 zu zahlende Vermögensteuer bei den 
Vorschriften des A.rtikels I § 1 des Ersten 
Gesetzes über die Neuordnung der Vermö- 
gensbesteuerung in Berlin vom 29. Dezember 

1950 (Verordnungsblatt für Berlin I 1951 
S. 26). Eine Neufestsetzung der Vermögen- 
steuer für 1949 lediglich im Hinblick auf die 
Vorschriften dieses Gesetzes findet in Ber- 
lin nicht statt. 

(3) Bei gewerblichen Betrieben, die ihre Ge- 
schäftsleitung in Berlin (West) und Betrieb- 
stätten im übrigen Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes haben, ist der auf den übrigen Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes entfallende Teil 
des Betriebsvermögens abweichend von § 4 
durch das nach § 2 Abs. 4 zuständige Finanz- 
amt festzustellen. Die Vorschriften der §§ 215 
bis 219 der Reichsabgabenordnung gelten 
sinngemäß. 


§ 12 


unverändert 


S 13 


Besteuerung beschränkt Steuerpflichti- 
ger mit Vermögen in Berlin (West) 
und im übrigen Geltungsbereich 
dieses Gesetzes 


(1) Steuerpflichtige, die in Berlin (West) 
oder im übrigen Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes weder ihren Wohnsitz (Geschäftslei- 
tung) noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
(Sitz) haben, werden zur Vermögensteuer 
herangezogen 

1. mit ihrem Inlandsvermögen (§ 77 des Be- 
wertungsgesetzes) im übrigen Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes durch das nach § 73 a 
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Entwurf 

Abs. 6 Satz 2 der Reichsabgabenord- 
nung zuständige Finanzamt im Bundes- 
gebiet, 

2, mit ihrem Inlandsvermögen (§ 77 des Be- 
wertungsgesetzes) in Berlin (West) durch 
das nadi § 73 a Abs, 5 Satz 1 und Abs, 6 
Satz 2 der Reichsabgabenordnung zustän- 
dige Finanzamt In Berlin (West), 

(2) Für die Beurteilung, ob ein Wirtschafts- 
gut sich Im Bundesgebiet oder in 
Berlin (West) befindet, ist maßgebend 

l.in den Fällen des § 77 Abs. 2 Ziff, 1 bis 3 
des Bewertungsgesetzes die Belegenhelt des 
Wirtschaftsgutes, bei Betriebsvermögen 
unter entsprechender Anwendung des § 4 
des Gesetzes, 

2. In den Fällen des § 77 Abs. 2 Ziff. 4 des 
Bewertungsgesetzes der Ort, an dem das 
inländische Buch oder Register geführt 
wird, in das die Urheberrechte eingetragen 
sind, 

3. in den Fällen des § 77 Abs. 2 Ziff. 5 des 
Bewertungsgesetzes die Belegenheit der 
dem inländischen gewerblichen Betrieb 
überlassenen Wirtschaftsgüter, 

4. in den Fällen des § 77 Abs, 2 Ziff. 6 des 
Bewertungsgesetzes die Belegenheit des der 
Sicherung dienenden Wirtschaftsgutes, bei 
Schiffen der Ort, an dem das Schiffsregister 
geführt wird. In das die Schiffe eingetra- 
gen sind, 

5. In den Fällen des § 77 Abs, 2 Ziff. 7 des 
Bewertungsgesetzes der Ort der. Geschäfts- 
leitung des Unternehmens, an dem die Be- 
teiligung besteht, 

(3) Schulden und Lasten, die mit dem In- 
landsvermögen im Bundesgebiet In 
wirtschaftlichem Zusammenhang stehen, dür- 
fen niclit bei dem Inlandsvermögen In Berlin 
(West), Schulden und Lasten, die mit dem 
Inlandsvermögen in Berlin (West) in wirt- 
schaftlichem Zusammenhang stehen, nicht bei 
dem Inlandsvermögen im Bundesgebiet 
abgezogen werden, 

(4) Auf Antrag sind Schulden und Lasten 
im Sinn des Absatzes 3, die sich bei der Be- 
steuerung im Bundesgebiet nidit aus- 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Abs. 5 Satz 1 und Abs, 6 Satz 2 der Reichs- 
abgabenordnung zuständige Finanzamt im 
übrigen Geltungsbereich dieses Gesetzes. 

2. mit ihrem Inlandsvermögen (§ 77 des Be- 
wertungsgesetzes) in Berlin (West) durch 
das nach § 73 a Abs. 5 Satz 1 und Abs, 6 
Satz 2 der Reichsabgabenordnung zustän- 
dige Finanzamt in Berlin (West). 

(2) Für die Beurteilung, ob ein Wirtschafts- 
gut sich In Berlin (West) oder im übrigen 
Geltungsbereich dieses Gesetzes befindet. Ist 
maßgebend 

1. in den Fällen des § 77 Abs. 2 Ziff. 1 bis 3 
des Bewertungsgesetzes die Belegenheit des 
Wirtschaftsgutes, bei Betriebsvermögen un- 
ter entsprechender Anwendung des 5 4 des 
Gesetzes, 

2. In den Fällen des § 77 Abs. 2 Ziff, 4 des 
Bewertungsgesetzes der Ort, an dem das 
Inländische Buch oder Register geführt 
wird, in das die Urheberrcditc eingetra- 
gen sind, 

3. in den Fällen des § 77 Abs. 2 Ziff. 5 des 
Bewertungsgesetzes die Belegenheit der 
dem Inländisdien gewerblichen Betrieb 
überlassenen Wirtschaftsgüter, 

4. in den Fällen des § 77 Abs. 2 Ziff. 6 des 
Bewertungsgesetzes die Belegenheit des der 
Sicherung dienenden Wirtschaftsgutes, bei 
Schiffen der Ort, an dem das Schiffsregister 
geführt wird. In das die Schiffe eingetra- 
gen sind, 

5. in den Fällen des § 77 Abs. 2 Ziff. 7 des 
Bewertungsgesetzes der Ort der Geschäfts- 
leitung des Unternehmens, an dem die Be- 
teiligung besteht. 

(3) Schulden und Lasten, die mit dem In- 
landsvermögen Im übrigen Geltungsbereich 
dieses Gesetzes In wirtschaftlichem Zusam- 
menhang stehen, dürfen nicht bei dem In- 
landsvermögen In Berlin (West), Schulden 
und Lasten, die mit dem Inlandsvermögen In 
Berlin (West) in wirtschaftlichem Zusammen- 
hang stehen, nicht bei dem Inlandsvermögen 
Im übrigen Geltungsbereich dieses Gesetzes 
abgezogen werden. 

(4) Auf Antrag sind Schulden und Lasten 
im Sinn des Absatzes 3, die sich bei der Be- 
steuerung Im übrigen Geltungsbereich dieses 
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wirken, bei der Besteuerung in Berlin (West), 
Schulden und Lasten, die sich bei der Be- 
steuerung in Berlin (West) nicht auswirken, 
bei der Besteuerung im Bundesgebiet 
zu berücksichtigen. 


§ 14 

Anzuwendendes Recht 

Die unter dieses Gesetz fallenden Steuer- 
pfliditigen sind zur Vermögensteuer nach 
den Vorschriften heranzuziehen, die in dem 
Gebiet gelten, in dem das für die Besteuerung 
zuständige Finanzamt liegt. 


S 15 


Erstreckung des Gesetzes auf Berlin 

Dieses Gesetz gilt auch in Berlin, sobald 
das Land Berlin gemäß Artikel 87 Abs. 2 
seiner Verfassung die Anwendung dieses Ge- 
setzes in Berlin beschließt. 


§ 16 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Gesetzes nicht auswirken, bei der Besteue- 
rung in Berlin (West), Schulden und Lasten, 
die sich bei der Besteuerung ln Berlin (West) 
nicht auswirken, bei der Besteuerung im 

übrigen Geltungsbereich dieses Gesetzes zu 
berücksichtigen. 


§ 14 


unverändert 


§ 14 a 

Geltung des Gesetzes für das 
Kalenderjahr 1952 

Dieses Gesetz gilt auch für das Kalenderjahr 
1952, wenn eine Hauptveranlagung der Ver- 
mögensteuer und eine Hauptfeststellung der 
Einheitswerte für die wirtschaftlichen Ein- 
heiten des Betriebsvermögens nicht nach dem 
Stand vom 1. Januar 1952, sondern erst nach 
dem Stand vom 1. Januar 1953 vorge- 
nommen werden; dabei sind die Vorschriften 
in den §§ 9 und 10 für 1952 mit der Maß- 
gabe anzuwenden, daß an die Stelle des 
1. Januar 1950 der 1. Januar 1951 und an 
die Stelle des 1. Januar 1951 der 1. Januar 
1952 treten. 


S 15 


Erstreckung des Gesetzes auf Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des Lan- 
des Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4, Januar 
1952 (Bundesgesetzbl, I S. 1) auch im Lande 
Berlin. 


§ 16 

unverändert 
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